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Einleitung 

A. Hinführung zur Problematik 

Der Aberglaube zieht sich durch die Geschichte der Menschheit wie ein 
roter Faden; skurrile Fälle, in denen gerissene Täter den Aberglauben und 
die Leichtgläubigkeit der Menschen durch die unglaublichsten Behauptun-
gen zu ihrem Vorteil ausnutzten, machten Schlagzeilen und erstaunen den 
außenstehenden Betrachter. 

Schon Goethe bemerkte: "Der Aberglaube gehört zum Wesen des Men-
schen und flüchtet sich, wenn man ihn ganz und gar zu verdrängen denkt, 
in die wunderlichsten Ecken und Winkel, von wo er auf einmal, wenn er 
einigermaßen sicher zu sein glaubt, wieder hervortritt."t lohn führte 1909 
aus: "Der Hang nach dem Wunderbaren und Übersinnlichen ist in der 
menschlichen Natur tief begründet, er liegt dem Menschen gleichsam im 
Blute. Und nicht ist der Aberglaube nur im niederen Volke heimisch, er 
durchzieht alle Kreise der menschlichen Gesellschaft ... Hand aufs Herz, 
wer von uns möchte sich gänzlich davon freisprechen?,,2 

"Das magisch-primitive Denken, das dem Zauberglauben zugrunde liegt, 
wird so schnell nicht aussterben, denn ,die Steinzeit ist noch nicht zu 
Ende,.,,3 

Der Begriff des Aberglaubens ist nicht einfach zu erfassen; es handelt 
sich um einen Glauben, der etwas naturgesetzlich nicht zu Beweisendes 
dennoch für wahr hält4, also naturgesetzlich unerklärte Kräfte für wirksam 
und wahrnehmbar erachtet, soweit dies nicht in der Religionslehre begrün-
det ist5 . Erscheinungsformen sind vor allem Wahrsagerei, Stern- und 
Traumdeuterei, Kartenschlagen, magische Mittel, geheime Heilmittel, Spiri-
tismus und Zauberei.6 

1 Sprüche in Prosa, Ethisches, Erste Abteilung, Nr. 35. 
2 lohn, Aberglaube, Sitte und Brauch im sächsischen Erzgebirge, S. 3. 
3 Wimmer, JZ 1975,631 (632). 
4 So GroßIGeerds, Handbuch der Kriminalistik, Band I, S. 99. 
5 Bächtold-Stäubli (Hrsg.), Handwörterbuch des deutschen Aberglaubens, Band I, 

S. 66; Der große Brockhaus, 1. Band, S. 17; Schefold, Der Aberglaube im Rechts-
leben, S. 5. 

6 Der große Herder, 1. Band, Sp. 23. 
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Der Aberglaube scheint überholt zu sein, doch auch unsere modeme, ver-
meintlich aufgeklärte Gesellschaft ist gegen abergläubische Vorstellungen 
nicht gefeit. So ist der Hexenwahn bis in neuere Zeit im Volk lebendig ge-
blieben; noch 1960 soll einer als Hexe geltenden alten Frau in einem frän-
kischen Dorf das Haus angezündet worden sein.7 Einer Umfrage zufolge 
glaubten 1976 noch 8% der Bevölkerung, am Hexenglauben sei "etwas 
dran". 8 

Der Glaube an das Paranormale wächst weltweit. Doch auch die Zahl der 
Skeptiker wächst; die Skeptiker beschäftigen sich mit Fragen der Esoterik 
und des Psychomarktes, wie bei dem Weltkongress der Skeptiker in Heidel-
berg Ende Juli 1998 geschehen.9 Noch immer liefern sich Anhänger und 
Gegner dieses "Glaubens" Fehden. 

Was früher - in einer vorwissenschaftlichen Phase - als "Okkultismus" 
bezeichnet wurde 10, tritt heute als "Parapsychologie" mit dem Anspruch 
auf, als junge Teildisziplin der Seelenkunde solche "para-"psychologischen, 
also "neben" den uns vertrauten und begreiflichen Erscheinungen stehenden 
Vorgänge mit wissenschaftlichen Methoden zu untersuchen und zu bewei-
sen. 11 Paranormale Phänomene sind nach der Meinung einer Vielzahl von 
Anhängern der Parapsychologie zwar nicht "erklärt", wohl aber - und zwar 
mit wissenschaftlichen Methoden - empirisch als existent nachgewiesen 
worden. 12 Dieser Anspruch der Parapsychologen wurde schon immer aufs 
Schärfste bekämpft: Die Parapsychologie entbehre jeder wissenschaftlichen 
Grundlage; in keinem einzigen Fall sei der wissenschaftlich exakte Beweis 
für die Existenz des "Übersinnlichen" erbracht worden. 13 Dieser Auffas-
sung hat sich der Bundesgerichtshof im Jahre 1978 in seiner Grundsatzent-
scheidung zur Parapsychologie angeschlossen, indem er parapsychologische 
Sachverständige als völlig ungeeignete Beweismittel i. S. d. § 244 Abs. 3 
S. 2 StPO einstufte: Die Parapsychologie gehöre nicht zu den gesicherten 

7 Schultz, MDR 1978,543 (544); Wimmer, JZ 1975, 631. 
8 Schultz, MDR 1978, 543 (544); Wimmer, JZ 1975, 631 (632), führt eine Um-

frage aus dem Jahre 1973 an, der zufolge 9% der Bundesbürger Hexerei für mög-
lich hielten. 

9 Vgl. den Bericht der Stuttgarter Zeitung vom 27.7.1998. 
10 So H. Bender, in: Parapsychologie, Entwicklung, Ergebnisse, Probleme, S. 107 

(108). 
II H. Bender, in: Parapsychologie, Entwicklung, Ergebnisse, Probleme, Vorwort 

S. XV; Der große Brockhaus, 8. Band, S. 367. 
12 B. Bender, Zeitschrift für Parapsychologie und Grenzgebiete der Psychologie 

1978, 121 (122); ders., DÖV 1965, 326; Grochtmann, S. 285; aus der älteren Lite-
ratur vgl. nur F. Moser, Der Okkultismus, Täuschungen und Tatsachen, Band 11, 
S. 629, 923; Ueberhorst, DRiZ 1926, 233. 

13 Hellwig, GA 71 (1927), 124 (128); ProkoplWimmer, Der modeme Okkultis-
mus, S. 267 ff.; Wimmer, NJW 1976, 1131 (1132); ders., NJW 1979,587 (589). 
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naturwissenschaftlichen Erkenntnissen; die in Rede stehenden Kräfte seien 
nicht beweisbar.14 

Wie kommt nun der Jurist dazu, sich mit derartigen Phänomenen zu be-
fassen? 

Der Aberglaube hat viele Erscheinungsformen, die die Rechtsordnung 
tangieren können. Strafrechtlich relevant wird er, wenn er mit kriminellem 
Verhalten gekoppelt ist. Der Strafrechtler hat sich mit Fragen aus dem Be-
reich des Übersinnlichen beispielsweise zu beschäftigen bei der Beurteilung 
eines sog. abergläubischen, irrealen Versuchs oder eines behaupteten Be-
trugs. Interessant sind insbesondere die Fälle des Missbrauchs fremden 
Aberglaubens. Dieser Missbrauch lässt sich bis in die graue Vorzeit verfol-
gen und die kommerzielle Ausbeutung Abergläubischer durch Okkult-
schwindel bis in die Gegenwart hinein belegen.15 Dabei wird der Betrug in 
der einschlägigen Literatur als der typische Tatbestand genannt. 16 Sog. un-
echte Okkulttäter, die nicht selbst abergläubisch sind, aber mit ihren Prakti-
ken bewusst die okkulten Vorstellungen anderer ausnutzen und den Okkul-
tismus nur als Vorwand benutzen,17 sollen als Betrüger in Betracht kom-
men, da für sie das finanzielle Interesse den Anreiz zur Tat gebe. Es wird 
jedoch in aller Regel nur problematisiert, ob diesem Tätertyp der "böse 
Glaube" - das Wissen um die eigene Unfähigkeit, die versprochene Leis-
tung erbringen zu können, also der Täuschungsvorsatz - nachgewiesen wer-
den kann 18; ansonsten müsse nach dem Grundsatz "in dubio pro reo" von 
einem sog. echten, d. h. gutgläubigen bzw. selbst abergläubischen Okkult-
täter ausgegangen werden. Zur strafrechtlichen Erfassung der letztgenann-
ten Fälle existierten früher Gaukeleivorschriften als Übertretungstatbestände 
in den landesrechtlichen Polizeigesetzen, wie Art. 28 b des Württembergi-
sehen Polizeistrafgesetzes (WPStG) und § 68 des Badischen Polizeistraf-
gesetzbuchs (Bad. PoIStGB), die das entgeltliche Wahrsagen, Hellsehen 
und ähnliche Gaukeleien mit Strafe bedrohten. Sie setzten voraus, dass der 
Gaukler an seine Künste glaubte oder ihm das Gegenteil zumindest nicht 
nachzuweisen war, und waren daher subsidiär zum Betrug. Ein Bedürfnis 
für die strafrechtliche Ahndung dieser Fälle wurde bejaht, da die Öffentlich-
keit auch vor Irreführung bewahrt werden sollte, wenn der Täter hinsicht-
lich seiner Fähigkeiten gutgläubig bzw. der Nachweis des Vorsatzes nicht 

14 BOH, NJW 1978, 1207. 
15 GroßIGeerds, Handbuch der Kriminalistik, Band I, S. 142; aus der älteren Li-

teratur vgl. Schefold, Der Aberglaube im Rechtsleben, S. 6, 31, 33 f. 
16 Geerds, in: Festschrift für Thomas Würtenberger, S. 341 (347). 
17 Zu dieser Bezeichnung Geerds, in: Festschrift für Thomas Würtenberger, 

S. 341 (348); Schäfer, Der Okkulttäter, S. 247. 
18 GroßIGeerds, Handbuch der Kriminalistik, Band I, S. 144; Geerds, in: Fest-

schrift für Thomas Würtenberger, S. 341 (348); Weij3, DRiZ 1926,235 (237). 


